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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 155/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Richter- und 
Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 und das 
Land- und forstwirtschaftliche Landesvertragslehrpersonengesetz geändert werden (2. Dienstrechts-Novelle 2024) 
(redaktionelle Anpassungen; Erhöhung der Gehälter im öffentlichen Dienst um 3,5 %) 

 

BGBl I 156/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesbezügegesetz geändert wird (Bezüge von Politiker:innen auf Bundesebene bleiben 
eingefroren) 

 

BGBl I 157/2024 

Bundesgesetz, mit dem die Strafprozeßordnung 1975, das Staatsanwaltschaftsgesetz, das Gerichtsorganisationsgesetz, das 
Finanzstrafgesetz, das Justizbetreuungsagentur-Gesetz, das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 und das 
Jugendgerichtsgesetz 1988 geändert werden (Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2024) (Neuregelung der 
Handysicherstellung; Maßnahmen zur Beschleunigung von Verfahren und zur Verbesserung des Opferschutzes) 

 

BGBl I 158/2024 

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss anlässlich der Hochwasserkatastrophe im September 
2024 erlassen wird (€ 144 Mio Zweckzuschuss für die Länder zur Beseitigung von Schäden) 

 

BGBl I 159/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaushaltsgesetz 2013 geändert wird (redaktionelle und technische Änderungen) 

 

BGBl I 160/2024 

Kundmachung des Bundeskanzlers über die Aufhebung von Wort- und Zeichenfolgen in § 10 Abs 2, in § 10 Abs 3 Z 1 sowie in 
§ 12 Abs 1 des Sterbeverfügungsgesetzes durch den Verfassungsgerichtshof (Entfall der Wirksamkeitsdauer von einem Jahr; 
Zulässigkeit von sachlichen Hinweisen auf die Inanspruchnahme einer Hilfeleistung) 
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BGBl II 413/2024 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Universitäten-Immobilienverordnung 
geändert wird 

 

BGBl II 416/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über die 
Bestimmung der Erneuerbaren-Förderpauschale für die Kalenderjahre 2025 bis 2027 (Erneuerbaren-Förderpauschale-
Verordnung 2025) 

 

BGBl II 419/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über die 
Bestimmung des Erneuerbaren-Förderbeitrags für das Kalenderjahr 2025 (Erneuerbaren-Förderbeitragsverordnung 2025) 

 

BGBl II 421/2024 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft, mit der für das Jahr 2025 Mangelberufe für die Beschäftigung von 
ausländischen Fachkräften festgelegt werden (Fachkräfteverordnung 2025) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABI L 2024/3228 v 30.12.2024 

Verordnung (EU) 2024/3228 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 2024 zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr 524/2013 und zur Änderung der Verordnungen (EU) 2017/2394 und (EU) 2018/1724 im Hinblick auf die 
Einstellung der Europäischen Plattform für Online-Streitbeilegung  

 

ABI L 2024/3237 v 30.12.2024 

Richtlinie (EU) 2024/3237 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 2024 zur Änderung der Richtlinie 
(EU) 2015/413 zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen über die 
Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
12.12.2024, V 43/2024 ua 

KraftstoffVO; Abweisung von Gerichtsanträgen auf Aufhebung von Bestimmungen der KraftstoffVO; hinreichend bestimmte 
gesetzliche Grundlagen und keine gleichheitsrechtlichen Bedenken 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 
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C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 

LVwG Oö 12.11.2024, LVwG-607052 

AVG; der in Beschwerde gezogene Ladungsbescheid enthielt einen einer Erfüllungsfrist gleichzusetzenden 
Erfüllungstermin (nämlich den von der Behörde dem Bf vorgegebenen Ladungstermin); dieser war unter Berücksichtigung der 
in Bezug auf die Vorschreibung und Neufestsetzung einer Erfüllungsfrist ergangenen höchstgerichtlichen Judikatur (wonach 
das VwG bei Bestätigung des bei ihm angefochtenen Bescheids jedenfalls, wenn die im Bescheid gesetzte Erfüllungsfrist bereits 
abgelaufen ist, eine neue, angemessene Erfüllungsfrist zu setzen hat) vom erkennenden Gericht spruchgemäß neu 
festzusetzen 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
 Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 

Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum. 

 

C. GERICHT 

 

Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 

Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 

https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2024/607052_7.pdf
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
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Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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